
Bundessozialgericht

6 RKa 44/69 I m N e m e n d e 3 V o l k e s

U r t e i l

'in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin
,

Zugestellt
am 5° Juni 4974 Prozeßbevollmächtigte: ° „ ° „ ° „ „ ° „ ° „ „ ° ° „ ‚‘

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigte: „ ° „ „ ° „ ° „ „ „ „ o „ ° ° ,

ägigglggggg: ° ° „ „ „ „ „ „ ° ° „ „ ° ° ° ° ° o ° ° „

Der 6° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 24° März 4974 durch

Senatspräsident Dr° L a n g k e i t

— Vorsitzender — ‚
Bundesrichter S p i e l m e y e r ,
Bundesrichter Schroeder—Printien

,
Bundessozialrichter Dr° D e g e n h a r d und

Bundessozialrichter Dr° S c h l o B e r

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Hamburg vom 44° Juni 4969 wird zurück—

gewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfehrens sind

nicht zu erstatten„
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I

Die Klägerin ist die schuldlos geschiedene erste Ehefrau des

im Januar 4957 verstorbenen Kassenarztes Dr° Walter H[21333

‘Er war in zweiter Ehe bis zu seinem Tode mit der Beigeladenen

verheiratet° Unter Berufung auf Abschn° III der Ergänzung

zum Honorarverteilungsmaßstab (HVM) der beklagten Kassenärzt—

lichen Vereinigung (KÄV) idF vom 7° Dezember 4964 begehrt sie

im Rahmen der Versorgung der Hinterbliebenen verstorbener

Kassenärzte eine Beteiligung an der Honorarverteilung„ Die

Beklagte hat den Antrag der Klägerin mit Bescheid vom 4„ Ok—

tober 4966 abgelehnt, weil nach den genannten Bestimmungen

eine Versorgung nur für Witwen, nicht aber für geschiedene

Bhefrauen vorgesehen ist° Eine Ausdehnung dieser Regelung

auf die geschiedenen früheren Bhefrauen verstorbener Kassen—

ärzte habe die Vertreterversammlung (VV) der Beklagten ein-

stimmig abgelehnt°

Widerspruch und Klage sind erfolglos geblieben° Die Berufung

hat das Landessozialgericht (LSG) durch Urteil vom 44° Juni

4969 zurückgewiesen: Die Regelung in Abschn° III der Ergän—

zung zum HVM verstoße weder gegen die Sozialstaatsklausel
(Art° 20 Abs° 4 des Grundgesetzes —GG—)noch gegen den Gleich—

heitsgrundsatz (Art° 3 Abs° 4 GG)° Die Sozialstaatsklausel

wende sich in erster Linie an den Gesetzgeber mit dem Auftrag

zur sozialen Aktivität und sozialer Gerechtigkeit„ Dem ein—

zelnen erwachse jedoch daraus kein verfolgbarer Anspruch gegen

den Staat° Der Gleichheitsgrundsatz sei schon deswegen nicht

verletzt, weil es sich familienrechtlich um unterschiedliche

Tatbestände handele°

Gegen dieses Urteil hat die Klägerin die zugelassene Revision

eingelegt° Sie ist weiterhin der Auffassung, daß Abschn° III

der Ergänzung Zum HVM gegen die Sozialstaatsklausel und den
Gleichheitsgrundsatz verstoße°
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Die Klägerin beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

und der Bescheide der Beklagten vom 4° Oktober 1966

und 25„ Januar 1967 zu verurteilen, sie im Rahmen der

Versorgung der Hinterbliebenen früherer Kassenärzte

an der Honorarverteilung zu beteiligen°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung einverstanden (@ 124 Abs° 2 des Sozialgerichts—

gesetzes —SGG—)‚

II
Die Revision ist unbegründet° Die Nichtbeteiligung früherer

„(geschiedener) Ehefrauen an der Versorgung der Hinterbliebe—

nen verstorbener Kassenärzte aus der erweiterten Honorar—„

vertéilung verstößt weder gegen den allgemeinen Gleichheitse

satz (Art° 5 Abs° 1 GG) noch gegen die Sozialstaatsklausel

(Art° 20 Abs° 1, Art° 28 Abs„ 1 GG)°

Die Regelung der KÄV Hamburg über die Alters— und Hinter—

bliebenenversorgung im Rahmen der erweiterten Honorar—
verteilung stellt eine zulässige Fortentwicklung einer

landesrechtlichen Regelung i„S„ des Art° 4 5 1 Abs„ 2 des
Gesetzes über Kassenarztrecht (GKAR) dar° Die Ergänzung

des HVN durch den Beschluß der VV der KÄV Hamburg vom
21° Dezember 1956, auf die sich die Klägerin beruft; ist

*lediglich eine Ergänzung und weitere Ausgestaltung der be—

- reits begründeten Versorgungseinrichtung und mithin zulässig

(s° Urteil des Senats vom 25° September 1969 in 8023 Nr° }

zu Art., 4 5 4 GKAR= Deutsches Ärzteblatt 4970, 1562)„
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Nach Art, 4 Abs° } GG binden die Grundrechte Gesetzgebung,

- vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar gelten—‘
des Recht, d„h„ das von den Organen der Selbstverwaltung der

Beklagten geschaffene autonome Recht, wozu auch Abschn° III

der Ergänzung zum HVM gehört, darf nicht mit dem Grundgesetz

in Widerspruch stehen° Die Regelung, daß nur die Witwen von

Kassenärzten und nicht auch deren frühere (geschiedene) Ehe—

frauen an der Honorarverteilung beteiligt werden, verstößt

nicht gegen den allgemeinen Gleichheitssatz (Art° 5}Abs„ 4 GG)°

Art° 3 GG enthält das Gebot, weder wesentlich Gleiches will—

kürlich ungleich noch wesentlich Ungleiches gleich zu behan—

deln° An dieser Deutung des Gleichheitssatzes als Willkür-

verbot hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) in ständiger

Rechtsprechung festgehalten, und es hat jeweils geprüft, ob

die in Frage stehende Maßnahme willkürlich oder durch zureichen—

de Gründe gestützt ist, der Natur der Sache entspricht, sach—

lich gerechtfertigt ist, sich als Sachgemäß, sachgerecht oder

sachfremd erweist (s, dazu die zahlreichen Nachweisungen

Leibholz/Rinck, Kommentar zum Grundgesetz, }, Auflo, 1968,

Anm° 2 Rand-Nrn° } und 4), Dabei ist das Gestaltungsermessen

des Gesetzgebers bei der Regelung von Ansprüchen im Bereich

der darreichenden Verwaltung nach der Natur der Sache weiter

gespannt als bei gesetzlichen Eingriffen (BVerfG Bd° 44 S„50)°

Zu berücksichtigen ist weiter, daß von einer Willkür des
Gesetzgebers nicht gesprochen werden kann, wenn er im Rahmen

seines freien Ermessens unter mehreren gerechten Lösungen im

konkreten Fall nicht die "zweckmäßigste", "vernünftigste" oder
"gerechteste" gewählt hat, Willkür liegt vielmehr nur dann

vor, wenn sich ein sachgerechter Grund für eine gesetzliche

Bestimmung nicht finden läßt, diese sich vielmehr objektiv im

Hinblick auf den zu ordnenden Gesetzgebungsgegenstand als

eindeutig unangemessen erweist (BVerfG 4, 444, 155}° Davon

kann hier jedoch nicht gesprochen werden° Die Erwägungen der

VV, daß angesichts der geringen Versorgungsleistungen an die

Witwe (monatlich 565 DM) diese Versorgung bei Aufteilung des
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Betrages auf zwei Hinterbliebene — Witwe und geschiedene

frühere Ehefrau — für keine der beteiligten Hinterbliebenen
eine wirkliche Hilfe darstellen würde, sind nicht willkür—

lich, sondern liegen im Bereich sachlicher Zweckmäßigkeits—

entscheidungen, die den Selbstverwaltungsorganen der Kassen-

ärztlichen Vereinigungen vom Gesetzgeber eingeräumt worden
sind.

Insbesondere war die Beklagte nicht gezwungen, die Regelung

der Unfallversicherung und der Rentenversicherung mit der

Gewährung von Renten an frühere geschiedene Ehefrauen (vgl‚

55 592, 4265 der Reichsversicherungsordnung —RVO—)zu über-

nehmen. Das von der Beklagten in der Ergänzung zum HVM vor—

gesehene System der Alterssioherung für Hinterbliebene ent—

spricht nicht dem der Unfallversicherung und Rentenversiche—

rung° Während hier differenzierte Beträge gezahlt werden

(sie richten sich nach Jahresarbeitsverdienst bzw° nach Ver-

sicherungsjahren und geleisteten Beiträgen), erhalten die
Hinterbliebenen

von Kassenärzten — ähnlich wie in der Alters—

hilfe für Landwirte - feste Leistungen, Mit Rücksicht auf
diese grundlegenden Unterschiede im System war es der Beklag—

ten nicht verwehrt, für die Beteiligung von Hinterbliebenen

bei der Honorarverteilung andere Voraussetzungen aufzustellen

als die Unfallversicherung und die Rentenversicherung bei

ihren entsprechenden Regelungen (vglo für entsprechende Rege—

lungen in der_Altershilfe der Landwirte auch BVerfG vom

15, April 1969- SozRNr‚ 77 zu Arte 5 GG)°

Die Regelung des HVM verstößt auch nicht gegen die Sozial—‘

staatsklausel des Art. 2O'Abs° 4 und Art. 28 Abs° 1 GG, Wie

das Bundessozialgericht (BSG) unter Hinweis auf die herrschen-

de Meinung in seinem Urteil vom 27. Juli 1961 (BSG45, d, s;
vgl° auch Urteil des erkennenden Senats in BSG 15, 71, 76) ent»
schieden hat, handelt es sich bei dem Grundsatz der Sozial—

staatlichkeit zwar nicht um ein Programm, sondern um ein

— allerdings schwer faßbares - geltendes, den Grundrechten

gleichgestelltes Recht, das sich in erster Linie an den Gesetz—

geber richtet und aueh für Verwaltung und Rechtsprechung als

(
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Auslegungs— und Ermessensrichtlinie gilt„' Da der Verfassungs—

gesetzgeber jedoch in Art° 20 Abs° 1 GG besondere Schranken,

die einzelne Ansprüche oder irgendwelche Rechte unmittelbar

betreffen, nicht festgelegt hat, erwächst dem einzelnen al-

lein aus dem Grundsatz der Sozialstaatlichkeit noch kein ver-

folgbarer Anspruch gegen den Staat oder die zur Normsetzung
berechtigte Körperschaft auf Regelung eines bestimmten Lebens—

.sachverhalts in einem für ihn günstigen Sinne°

Die Klägerin kann ihren geltend gemachten Anspruch auf Teil—

nahme an der erweiterten Honorarverteilung auch nicht auf

Nr° 10 des Abschn° III der Ergänzung zum HVM stützen° 'Nach

dieser Regelung kann in besonders gelagerten Einzelfällen die

VV auf Antrag des Vorstandes der KÄV Hamburg über Ausnahmen

beschließen° Der Widerspruchsbescheid der Beklagten vom

25° Januar 1967 läßt insoweit nicht erkennen, daß diese mit

der Ablehnung des Antrages der Klägerin die gesetzlichen Gren-

zen des ihr eingeräumten Ermessens überschritten oder von die—

sem in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht entsprechenden

Weise Gebrauch gemacht hat°

Die Revision muß daher zurückgewiesen werden°

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 SGG°
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